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Antwort 
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DIE GRÜNEN 
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Gesundheitliche Auswirkungen der „Zuckertees“ und deren Genehmigungspraxis 
durch das Bundesgesundheitsamt (BGA) 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 28. Oktober 1988 
die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


1. Ist es zutreffend, daß das BGA den Vertrieb der in der Verfügung 
vom 15. April 1985 genannten Kindertees einschränkungslos und 
ohne zusätzliche Warnhinweise gestattet hat bis zum 31. Dezember 
1986? 

2. Welche Überlegungen haben das BGA veranlaßt, den Vertrieb der 
Produkte über ein Jahr und neun Monaten hinweg zu gestatten, ob- 
gleich das Amt selbst in seiner Verfügung vom 15. April 1985 von 
unvertretbaren schädlichen Wirkungen der Produkte spricht und 
die erhebliche Kariogenität der Produkte betont? 


Das Bundesgesundheitsamt hat mit Bescheid vom 15. April 1985 
acht pharmazeutischen Unternehmern, die tassenfertige Kinder- 
tees als Arzneimittel in den Verkehr bringen, mitgeteilt, daß ab 
1. Juli 1985 für ihre Produkte die Anwendungsgebiete auf die 
Beseitigung von Blähungen und Krämpfen im Magen-Darm-Be- 
reich beschränkt werden und die Gebrauchsinformationen einen 
Hinweis tragen müssen, der vor Kariesgefahr bei einer Anwen- 
dung über längere Zeit warnt. Vor allem müsse die Gabe dieser 
Tees in Saugflaschen vor dem Einschlafen vermieden werden. 

Gegen diesen Bescheid des Bundesgesundheitsamtes wurde von 
sechs pharmazeutischen Unternehmern Widerspruch erhoben, 
der eine aufschiebende Wirkung zur Folge hatte. Nach Ableh- 
nung des Widerspruchs durch das Bundesgesundheitsamt und 
Klage einiger pharmazeutischer Unternehmer beim Verwaltungs- 
gericht kam es zu einem außergerichtlichen Vergleich. 
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In diesem Vergleich verpflichteten sich die pharmazeutischen 
Unternehmer, einen Warnhinweis in die Packungsbeilage aufzu- 
nehmen, für den als Umstellungstermin der 1. Januar 1987 festge- 
legt wurde. Daraufhin hat das Bundesgesundheitsamt mit Be- 
scheid vom 5. August 1986 seine beiden Bescheide vom 15. April 
1985 und 14. Mai 1986 entsprechend geändert und als Text für 
den Hinweis in Abschnitt „Art und Dauer der Anwendung" in der 
Gebrauchsinformation folgende Formulierung empfohlen: 

„Wichtiger Hinweis: 

Der Tee enthält Kohlenhydrate, die ab Durchbruch der ersten 
Zähne und insbesondere bei häufigem und längerem Gebrauch 
Karies verursachen können. Trinkflaschen deshalb nicht als 
Schnullerersatz überlassen und möglichst früh auf Tasse umstel- 
len. Nicht vor dem Einschlafen geben." 

Für die nicht vom Klageverfahren betroffenen pharmazeutischen 
Unternehmer galt die Verpflichtung zur Aufnahme des Hinweises 
in die Gebrauchsinformation schon vorher. 

Das Bundesgesundheitsamt hat bereits aus Anlaß seines Beschei- 
des an die pharmazeutischen Unternehmer vom 15. April 1985 in 
seinem Pressedienst Nr. 4 vom 25. April 1985 Eltern und Erzieher 
vor Dauergebrauch zucker- und kohlenhydrathaltiger Teezube- 
reitungen bei Säuglingen und Kleinkindern gewarnt. 


3. Welche Mengen der im Bescheid des BGA vom 15. April 1985 
genannten Teeprodukte sind im Anschluß an die Verfügung noch 
mit Genehmigung des BGA in den Verkehr gebracht worden? 


Dem Bundesgesundheitsamt liegen keine Verbrauchsdaten für 
diese Arzneimittel vor. 


4. Ist der Bundesregierung die Zahl derjenigen Kinder bekannt, die im 
Zeitraum vom 15. April 1985 bis zum 31. Dezember 1986 die vom 
BGA genannten Teeprodukte regelmäßig über die Saugflasche 
konsumiert und aufgrund dessen schwere Gebißzerstörungen erlit- 
ten haben? Kann die Zahl der Kinder geschätzt werden? 


Die Zahl der Kinder, die im Zeitraum von 15. April 1985 bis zum 
31. Dezember 1986 die vom Bundesgesundheitsamt genannten 
Teeprodukte regelmäßig über die Saugflasche konsumiert haben, 
ist nicht bekannt. In dieser Zeit sind keine Erhebungen über die 
Pflege- und Ernährungsgewohnheiten bei Säuglingen und Klein- 
kindern gemacht worden. Selbst wenn Daten über die Verkaufs- 
zahlen der „Zuckertees 11 vorlägen, wäre eine Schätzung fehler- 
haft, da nichts über die Verwendung der Tees bekannt ist. 

Die Ermittlung von Gebißzerstörungen aufgrund der Verabrei- 
chung von sog. Zuckertees ist epidemiologisch weder für diesen 
Zeitraum noch für die Zeit davor möglich, weil das „nursing bottle 
syndrom" natürlich nicht an gesüßten Tee allein gebunden ist. 
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5. Sind der Bundesregierung bekannt oder können die Kosten ge- 
schätzt werden, die entstanden sind und entstehen werden durch 
die Behandlung der oben genannten Zahnzerstörungen und deren 
Folgen, wie Kieferdeformierungen, Schädigungen der zweiten 
Zähne, Herausbildung psychischer Störungen infolge der mit der 
Zahnerkrankung verbundenen Scham- und Minderwertigkeitsge- 
fühle? 


Der Bundesregierung sind derartige Angaben nicht bekannt, und 
sie können auch nicht geschätzt werden. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Kinder in der Bundes- 
republik Deutschland und West-Berlin insgesamt seit Vermark- 
tungsbeginn der Zuckertees 1975 am „Baby-Bottle-Syndrom" er- 
krankt sind? Verfügt die Bundesregierung insoweit über Schät- 
zungsgrundlagen? Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich 
nach Schätzungen des Gießener Professors für Kinderzahnheil- 
kunde um etwa 100 000 Erkrankungsfälle allein in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und West-Berlin handelt? 


Wie in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt, sind der Bundesregie- 
rung solche Zahlen nicht bekannt. Schätzungen, die vorgenom- 
men wurden, beruhen auf einer retrospektiven Informationsge- 
winnung im Sinne von Fall-Kontroll-Studien. Dabei wird vom 
Kariesbefall ausgegangen und nach der Exposition gegenüber 
Kindertees (oder anderen gesüßten Getränken) gesucht. Hinrei- 
chend belegte Prävalenz- und Inzidenzschätzungen dagegen 
stehen nicht zur Verfügung. Die Schätzungen von Prof. Wetzel 
aus Gießen sind hier bekannt. Sie geben ein drastisches Bild von 
den Schäden, die von der Verabreichung gesüßter Getränke z. B. 
von Zuckertees in Saugflaschen ausgehen. Jedoch fehlt es minde- 
stens an mehrfachen Querschnittserhebungen, um die Verände- 
rungen im Ernährungsverhalten und davon abhängige Gesund- 
heitsschäden bei Säuglingen und Kleinkindern abzuschätzen. 


7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß - von den oft jahrelangen 
Dauerschmerzen und dem seelischen Leid der betroffenen Kinder 
abgesehen - die bloßen zahnärztlichen Behandlungskosten pro 
„Baby-Bottle-Syndrom" nach Beweissicherungsgutachten der Pro- 
fessoren Sch. (Marburg) und W. (Gießen) zwischen 10000 und 
30 000 DM pro Kind liegen? Teilt die Bundesregierung die Schät- 
zung, daß an Behandlungskosten für die an Zuckertees erkrankten 
Kinder damit allein in der Bundesrepublik Deutschland und West- 
Berlin zwischen einer Milliarde DM und drei Müliarden DM ent- 
standen sind und entstehen werden? Wenn nein, über welche 
Schätzungsgrundlagen verfügt die Bundesregierung? 


Der Bundesregierung sind die Kostenschätzungen bekannt, und 
sie verfügt über keine anderen. 


8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die gesetzlichen Kran- 
kenversicherer die Möglichkeit eines produkthaftungsrechtlichen 
Regresses bei den Herstellerfirmen überprüfen sollten? Ist der Bun- 
desregierung bekannt, ob (wenn ja, in wie vielen Fällen, mit wel- 
chen Ergebnissen) gesetzliche Krankenkassen solche Regreßmög- 
lichkeiten überprüfen lassen? 
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Nach Auffassung der Bundesregierung sollten die gesetzlichen 
Krankenkassen die Möglichkeiten eines produkthaftungsrecht- 
lichen Regresses gegenüber Herstellerfirmen überprüfen. Ob 
bzw. in welchen Fällen und mit welchen Ergebnissen solche 
Regreßmöglichkeiten von den Krankenkassen überprüft worden 
sind oder überprüft werden, ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 


9. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Auffassung der reno- 
mierten Fachzeitschrift „Produkthaftung international" solche Er- 
folgsaussichten sehr wohl bestehen (Hack, Produkthaftung für 
Kindertees, PHI, 1984, S. 139), und ist sie der Auffassung, daß 
eine Rechtspflicht der gesetzlichen Krankenkassen zur Geltend- 
machung der Regreßansprüche jedenfalls dann bestehen, wenn ein 
entsprechendes Vorgehen rechtlich Erfolg verspricht? 


Der Bundesregierung ist die in der Frage erörterte Auffassung der 
Fachzeitschrift „Produkthaftung international" bekannt. Nach 
geltendem Recht sind die gesetzlichen Krankenkassen zur Gel- 
tendmachung von Regreßansprüchen jedenfalls dann verpflichtet, 
wenn ein entsprechendes Vorhaben Erfolg verspricht und Ersatz- 
ansprüche des Geschädigten nach Maßgabe des § 11 des Sozial- 
gesetzbuches Band X mit der Entstehung des Schadens auf die 
Krankenkasse übergegangen sind, soweit diese zu einer Leistung 
gegenüber dem Geschädigten verpflichtet sind. Sozialversiche- 
rungsträger dürfen nach § 76 Abs. 2 des Sozialgesetzbuches Band 
IV solche Ansprüche, von gesetzlich geregelten Ausnahmefällen 
abgesehen, nicht niederschlagen oder erlassen. 


10. Ist der Bundesregierung bekannt, ob gesetzliche Krankenkassen 
jemals produkt- oder umweltrechtliche Regreßansprüche angemel- 
det oder durchgesetzt haben in Fällen schuldhafter Verursachung 
von Erkrankungen durch fehlerhafte Produkte oder durch Umwelt- 
schäden? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob gesetzliche Kranken- 
kassen jemals in Fällen schuldhafter Verursachung von Erkran- 
kungen durch fehlerhafte Produkte oder durch Umweltschäden 
produkt- oder umweltrechtliche Regreß ansprüche angemeldet 
oder durchgesetzt haben. 
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